Preußiſche Gefekfammlung 
Jahrgang 1925 Nr. 5. 


Inh alt: Bekanntmachung einer Verordnung über Einſchränkung von Luſtbarkeiten, S. 13. — Verordnung zur Anderung 
) der Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern vom 6. Januar 1921/12. März 1921/15. März 1924, S. ı3. — Be, 
kanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 14. 


(Nr. 12939.) Bekanntmachung einer Verordnung über Einſchränkung von Luſtbarkeiten. Vom 28. Fe⸗ 
bruar 1925. 


Gemäß $ 1 Abſ. 4 des Geſetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 9. Auguſt 1924 
(Gefegfamml. S. 597) wird nachſtehende, bereits verkündete Verordnung nachrichtlich mitgeteilt: 


Verordnung. 


Auf Grund des Artikels 48 Abſ. 4 der Reichsverfaſſung wird aus Anlaß des Ablebens des Herrn 
Reichspräſidenten folgendes angeordnet: 


a Offentliche Muſik, öffentliche Luſtbarkeiten mit Einſchluß der Rennveranſtaltungen, ferner 
Schauſpielveranſtaltungen mit Einſchluß der Lichtſpielvorführungen ſind am Sonnabend, dem 
28. Februar, Sonntag, dem 1. März 1925 und am Tage der Beiſetzung des Herrn Reichs- 
präſidenten verboten. 


Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 28. Februar 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Marx. Severing. 


(Nr. 12940.) Verordnung zur Anderung der Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern vom 6. Jar 
nuar 1921/12. März 1921/15. März 1924 (Geſetzſamml. 1921 S. 44, 334; 1924 S. 189). 
Vom 25. Februar 1925. 


Auf Grund des §9 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41) wird die Wahlordnung 
für die Landwirtſchaftskammern vom 6. Januar 1921/12. März 1921/15. März 1924 (Geſetzſamml. 1921 
S. 44, 334; 1924 S. 189) wie folgt geändert: 


I. Im § 12 iſt an Stelle der Worte „einen Monat“ zu ſetzen „zwei Monate“. 


II. Im § 13 Abf. 1 tritt an die Stelle des Wortes „einundzwanzigſten“ das Wort „zweiund. 
vierzigſten “. 8 5 2 
III. Im $ 13 Abſ. 3 iſt an Stelle der Worte „daß die Unterzeichner in die Wählerliſte aufgenommen 
worden find. Die Beſcheinigungen find von der Gemeindebehörde unentgeltlich auszustellen!“ zu 
ſetzen „daß die Unterzeichner wahlberechtigt und die Bewerber wählbar find. Die Beſcheini⸗ 
gungen ſollen neben der Unterſchrift mit dem Dienſtſiegel verſehen fein; fie find von den 
Gemeinden gebührenfrei auszustellen. Beſtehen bei der Gemeindebehörde Zweifel über die Wahl⸗ 
berechtigung einzelner Unterzeichner oder die Wählbarkeit einzelner Bewerber, ſo iſt in die 
Beſcheinigung ein entſprechender Vermerk aufzunehmen, falls der Wahlvorſchlag nicht ſofort 
ergänzt oder geändert wird. Die friſtgemäße Einreichung des Wahlvorſchlags (Abſ. 1) darf 
durch Verhandlungen zur Beſeitigung der Zweifel nicht verzögert werden. Einſprüche gegen die 
Verſagung der Beſcheinigung ſind in der für die Einreichung des Wahlvorſchlags vorgeſchrie⸗ 
benen Friſt an die Gemeindeaufſichtsbehörde zu richten, die darüber nach Anhörung der Land⸗ 
wirtſchaftskammer binnen 14 Tagen endgültig entſcheidet. SS 16, 17 gelten ſinngemäß auch bei 
Mängeln, die ſich aus der Verſagung der Beſcheinigung oder deren Unvollſtändigkeit ergeben“, 
Geſetzſammlung 1925. (Nr. 1293912940.) 
Ausgegeben zu Berlin den 4. März 1925. 
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IV. Im $15 Abf. 1 und § 16 Abſ. 2 tritt an die Stelle des Wortes „ſiebenten“ das Wort „vier⸗ 
zehnten“. 
V. 8 22a erhält folgenden Abſ. 2: 


Wird nur ein Wahlvorſchlag eingereicht, fo bedarf es auch der Aufſtellung der Wähler⸗ 
liſten ($ 5) und deren Auslegung (§ 8) nicht. 


VI. Im 8 24 Abſ. 2 ſowie im Abſ. 9 der Anlage B zu $ 38 wird die Zahl „6“ durch die Zahl 13 
erſetzt. 8 


VII. Dem $ 48 wird folgender Satz hinzugefügt: 
Den Verhandlungen ſind die zugelaſſenen Wahlvorſchläge beizufügen. 


VIII. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 25. Februar 1925. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
N Steiger. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1924 über die Genehmigung eines 
Zuſatzes zum $ 66 der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Schleswig Nr. 29 S. 315, ausgegeben am 12. Juli 19243 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1924 über die Genehmigung von 
Anderungen der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Schleswig⸗Holſtein durch das 
Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 29 S. 315, ausgegeben am 12. Juli 1924 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1924 über die Genehmigung einer An⸗ 
derung des Teils III der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Schleswig⸗Holſtein durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 29 S. 315, ausgegeben am 12. Juli 1924; 


| 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1924 über die Genehmigung von 
Anderungen der Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein ö 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 4 S. 30, ausgegeben am 24. Januar 1925; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Januar 1925 über die Genehmigung zur Ver⸗ 
legung des Geſchäftsjahrs der Bentheimer Eiſenbahn (von Gronau über Bentheim und Neuenhaus 
bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Coevorden) durch das Amtsblatt der Regierung in Osna⸗ 
brück Nr. 6 S. 14, ausgegeben am 7. Februar 1925; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Januar 1925 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zum Statut der Zentrallandſchaft für die Preußiſchen Staaten vom 21. Mai 1873 durch 
das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 6 S. 59, ausgegeben am 
7. Februar 1925; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Januar 1925 über die Verleihung des — 
Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Lberlandzentrale Derenburg a. H, e. G. m. b. H in 
Oerenburg a. H., für den Umbau von Hochſpannungsleitungen durch das Amtsblatt der Regierung 
in Magdeburg Nr. 5 S. 23, ausgegeben am 31. Januar 1925; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1925 über die Genehmigung zu 
Verlegung des Geſchäftsjahrs des Meppen-Haſelünner Eiſenbahnunternehmens durch das Amtsblatt 
der Regierung in Osnabrück Nr. 6 S. 14, ausgegeben am 7. Februar 1925 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1925 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an das Marmorkalkwerk Sileſia, G. m. b. H. in Hirſchberg i. Schl, für die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Betriebes ſeines Kalkwerks in Nieder Kauffung durch das Amtsblatt der Regierung 
in Liegnitz Nr. 8 S. 51, ausgegeben am 21. Februar 1925. 
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